
www.immobilienzeitung.de� Immobilien Zeitung Nr. 23/2024 vom 06. Juni 2024, Seite 14 / 436-OLUB

Ein Beitrag aus der

14 RECHT UND STEUERN IMMOBILIEN ZEITUNG 6.6.2024, Ausgabe 23/2024

Rechtsanwalt
Dr. Andreas van den

Eikel von White & Case
Quelle: White & Case

Grundstücksrecht. Ist die Übertragung der
Immobilie ernsthaft gewollt, bleibt der
Kaufvertrag auch gültig, wenn ein
niedrigerer Preis verbrieft wurde als
mündlich abgesprochen, um Steuern zu
hinterziehen.

BGH, Urteil vom 15. März 2024,
Az. V ZR 115/22

Trotz Schwarzgeldabrede ist
ein Kaufvertrag wirksam
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DER FALL

Die streitenden Parteien haben im nota-
riellen Wohnungskaufvertrag einen nied-
rigeren Kaufpreis angegeben in der Ab-
sicht, Steuern zu hinterziehen. Beurkun-
det wurde ein Preis vom 120.000 Euro.
Mündlichwaren jedoch zuvor 30.000 Euro
mehr vereinbart und diese sind auch in
bar bezahlt worden (Schwarzgeldabrede).

Die Käuferin wurde als Eigentümer einge-
tragen. Im Streit über die Wirksamkeit des
Vertrags nach Selbstanzeige des Verkäu-
fers wegen Verkürzung der Grunderwerb-
steuer (Steuerhinterziehung) wurde ein
Widerspruch im Grundbuch eingetragen.
Die Käuferin verlangt dessen Löschung.
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DIE FOLGEN

Der BGH verdeutlicht die Unterschiede
von Schwarzgeldabreden je nach Ver-
tragsart und bestätigt die Bedeutung des
Leistungsaustauschs für die Wirksamkeit
von Grundstückskaufverträgen. Der beur-
kundete Kaufvertrag war zwar wegen der
falschen Kaufpreisangabe als Scheinge-
schäft nichtig, der mündliche Kaufvertrag
als verdecktes Rechtsgeschäft aber wirk-
sam.Durch die Eintragung der Auflassung
wurde der Formmangel geheilt. Der Kauf-
vertrag verstößt nicht gegen ein gesetzli-
ches Verbot oder die guten Sitten. Der
Widerspruch war nach § 894 BGB zu

löschen. Der BGH macht deutlich, dass
der Kaufvertrag in der Regel wirksam ist,
wenn der Kaufpreis zur Steuerhinterzie-
hung niedriger beurkundet wird und der
Leistungsaustausch ernstlich gewollt ist.
Dies gilt nur nicht, wenn die Steuerhinter-
ziehungsabsicht der Haupt- oder alleinige
Zweck des Kaufs ist. Die Argumentation
zur Nichtigkeit von Dienst- oder Werkver-
trägen bei Verstößen gegen das Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetz ist nicht über-
tragbar, da es eine andere Zielrichtung
hat.
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WAS IST ZU TUN?

Die Schwarzgeldabrede führt in der Regel
weder zur Nichtigkeit des Kaufvertrags
noch beeinflusst sie den wirksamen
Eigentumsübergang. Weder verstößt ein
solcherGrundstückskaufvertrag gegen ein
gesetzliches Verbot oder die guten Sitten,
noch führt die Nichtbeurkundung eines
Kaufpreisteils zur Gesamtnichtigkeit des
Vertrags, wenn eine Formheilung erfolgt
ist. Diese beschränkt sich jedoch auf
derartige Formmängel. Ein Verstoß gegen
ein gesetzliches Verbot wäre nicht geheilt

worden. Nicht entscheiden musste der
BGH in diesem Fall, ob ein Verstoß gegen
dasBarzahlungsverbot (§ 16 aAbs. 1 Satz 1
GwG) zur Unwirksamkeit des Kauf-
vertrags ohne Heilungsmöglichkeit ge-
führt hätte. Der BGH deutet dies aber an.
Daher kann ein Kaufvertrag bei einem
Verstoß gegen das Barzahlungsverbot
unwirksam ohne Heilungsmöglichkeit
sein. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. Bei der Definition
des Begriffs Wohnen kommt es im Sinne
des Planungsrechts maßgeblich auf das
Nutzungskonzept und dessen Umsetzung
an.

BVerwG, Beschluss vom 18. Dezember 2023,
Az. 11 VR 2.23

Unterkünfte für Saisonarbeiter
sind keine Wohnungen
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DER FALL

Der Antragsteller begehrt Eilrechtsschutz
gegen die Planfeststellung einer Höchst-
spannungsfreileitung. Er führt einenObst-
und Gemüseanbaubetrieb undmacht gel-
tend, der Beschluss sei abwägungsfehler-
haft. Seiner Ansicht nach sind die zu sei-
nemBetrieb gehörenden 40Wohnmodule

für bis zu 150 Saisonarbeiter „Wohnge-
bäude oder vergleichbar sensible Nutzun-
gen im Außenbereich“. Zu solchen Nut-
zungen sei bei der Trassenplanung ein
Abstand von 200 m einzuhalten, was laut
Planungnicht der Fall ist. Der Antrag hatte
keinen Erfolg.
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DIE FOLGEN

Laut Bundesverwaltungsgericht ging der
Planfeststellungsbeschluss zu Recht da-
von aus, dass die Wohnmodule keine
Wohngebäude nach dem Landes-Raum-
ordnungsprogramm und auch keine ver-
gleichbar sensibleNutzung darstellen. Für
das Gericht knüpft der raumordnungs-
rechtliche Wohnungsbegriff an den bau-
planungsrechtlichen Wohnungsbegriff
(vgl. § 3 BauNVO) an. Wohnen ist durch
eine auf Dauer angelegte Häuslichkeit,
Eigengestaltung der Haushaltsführung
und des häuslichen Wirkungskreises so-
wie Freiwilligkeit des Aufenthalts gekenn-
zeichnet. Maßgeblich sind das Nutzungs-

konzept und seine grundsätzliche Ver-
wirklichung. Heranzuziehende Kriterien
sind etwa Aufenthaltsdauer, Gestaltung
und Struktur der Räume, private Rück-
zugsmöglichkeiten sowie Abgrenzung zu
Aufenthaltsräumen, Sanitäranlagen und
Kochgelegenheiten. Demnach sind die
Wohnmodule keine auf Dauer angelegte
Häuslichkeit. Die Saisonarbeiter blieben
ein bis drei Monate dort; der Nutzungs-
zweck stellt eine vorübergehende Unter-
bringung dar, was sich in der einfachen
Ausstattung und Struktur der Module
widerspiegelt.
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WAS IST ZU TUN?

Der Begriff des Wohnens beschäftigt die
anwaltliche Praxis seit jeher. Früher ging
es darum, mit Boardinghauskonzepten
festgesetzte Wohnanteile in Bebauungs-
plänen abzulösen. Inzwischen versuchen
Projektentwickler, mit „gewerblichem
Wohnen“ in Bereiche vorzudringen, die
anderen Nutzungen vorbehalten sind.
Gewerbliches Wohnen kennt das Bau-
planungsrecht nicht. Es unterscheidet
zwischen Wohnen und Beherbergung.
Eigentlich weiß jeder, was eine Wohnung

ausmacht und wie ein Hotelzimmer aus-
sieht. In Gewerbegebieten zulässige Be-
herbergungsbetriebe setzen kleine Zim-
mer und kurze Aufenthalte voraus. Sie
ermöglichen keine eigenständige Haus-
haltsführung, weisen Service auf und sind
nicht individuell gestaltbar. Eine Pantry
oder ein Aufenthalt von bis zu sechs
Monaten macht aus einem Hotelzimmer
noch keine Wohnung, wenn die anderen
Kriterien beherbergungstypisch sind.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Katharina Feddersen
von Osborne Clarke

Quelle: Osborne Clarke

Baurecht. Machen Firmen Ansprüche
geltend, die aus Bauverzögerungen
resultieren, sind diese hieb- und stichfest
zu belegen. Sorgfältiges Dokumentieren
ist angeraten.

OLG Stuttgart, Urteil vom 12. Dezember 2023,
Az. 10 U 22/23

Schadenersatz nur mit Darstellungg
des Bauablaufs
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DER FALL

Ein Dachdeckerbetrieb beantragte vor
dem Landgericht Tübingen unter ande-
rem Schadenersatz wegen Bauzeiten-
verzögerung von der Stadt Tübingen. Sie
hatteDachdeckerarbeitenmitHinweis auf
die VOB/B ausgeschrieben. Der Betrieb
übernahm den Auftrag. Bei der Ausfüh-
rung kam es zu Verzögerungen. Deren
Ursache und Dauer waren streitig. Die

Stadt forderte daraufhin die Abrechnung.
In der Schlussrechnung forderte der
Betrieb den Ausgleich von zusätzlichem
Aufwand durch die Bauzeitverzögerun-
gen. Die Stadt beglich lediglich einen Teil
der Kosten. Das LG wies die Klage des
Betriebs ab.
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DIE FOLGEN

Die Berufung vor dem Oberlandesgericht
(OLG) war teilweise erfolgreich, wurde
allerdings hinsichtlich des Schadenersat-
zes für die Bauzeitenverzögerung abge-
wiesen. Grund dafür war die fehlende
Schlüssigkeit des Vortrags des Dachde-
ckerbetriebs. Das OLG entschied, dass der
Auftragnehmer bei der Geltendmachung
von Schadenersatz gem. § 6 VI VOB/B
wegen Bauzeitenverzögerung eine bauab-
laufbezogene Darstellung abzubilden hat.
Aus dieser muss sich zum einen ergeben,
dass bei ungestörtemBauablauf dieArbei-

ten ohne Zusatzaufwand hätten erledigt
werden können, und zum anderen, auf-
grund welcher Verzögerungen welche
vorgesehenen Arbeiten nicht oder später
ausgeführtwerden konnten. Außerdem ist
anzugeben, wie sich dies jeweils ausge-
wirkt hat. Ob es für den Entschädigungs-
anspruch nach § 642 BGB einer bauab-
laufbezogenen Darstellung bedarf, ließ
das OLG offen. Die Antwort wäre relevant
für den Fall, dass ein Bauvertrag ohne Ein-
beziehung der VOB/B geschlossen wird.
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WAS IST ZU TUN?

In der Praxis bedeutet das Urteil, dass an
eine erfolgreiche Geltendmachung von
Schadenersatz wegen Bauzeitenverzöge-
rung hohe Anforderungen an den schlüs-
sigen Vortrag gestellt werden. Erforderlich
ist eine bauablaufbezogene Darstellung,
also eine Gegenüberstellung der Ist- und
Soll-Abläufe. Wichtig ist daher, dass Auf-
tragnehmer eines VOB/B-Bauvertrags –
und zur Sicherheit ebenso andereAuftrag-
nehmer eines Werkvertrags – von Anfang
an eine detaillierte Dokumentation des

Bauablaufs vornehmen. Darin aufzuneh-
men ist, wannwelcheArbeiten vorgenom-
men wurden, welche konkreten Behinde-
rungen bestanden sowie warum dadurch
die Ausführung der Arbeit behindert
wurde. Weiterhin sollte der Auftragneh-
mer unbedingt an die Behinderungs-
anzeige beim Auftraggeber denken und
diese nötigenfalls schriftlich zustellen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Steuerberater
Heiko Stoll

von Bryan Cave
Leighton Paisner

Quelle: Bryan Cave Leighton Paisner

Steuerrecht. Bei Wohnungen sind Kosten
für eine neue Heizung der steuerfreien
Vermietung zuzurechnen. Vermieter
können keine Vorsteuer abziehen.

BFH, Urteil vom 7. Dezember 2023,
Az. V R 15/21

Kein Vorsteuerabzug für die
neue Heizungsanlage
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DER FALL

EineWohnungsvermieterin ließ 2016 eine
neue Heizungs- und Warmwasseranlage
installieren. Sie machte den vollen Vor-
steuerabzug aus dem Erwerb und der
Installation der Anlage sowie aus den
Gaslieferungen für deren Betrieb geltend.
Sie behandelte die Wärme- und Warm-
wasserlieferungen als umsatzsteuerlich
eigenständige Leistungen und damit steu-

erpflichtige Umsätze. Die Mieter hatten
nach den Mietverträgen für die Betriebs-
und Heizkosten Vorauszahlungen zu leis-
ten. Das Finanzamt lehnte den Vorsteuer-
abzug ab, da nach seiner Auffassung
unselbständige Nebenleistungen der
umsatzsteuerfreien Vermietungsumsätze
vorlagen. Die Vermieterin klagte.
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DIE FOLGEN

In der erstinstanzlichen Finanzgerichts-
entscheidung bekam sie unter Heranzie-
hung einer EuGH-Entscheidung aus dem
Jahr 2015 Recht. Der Vorsteuerabzug
wurde bejaht. In der Revision bestätigte
der BFH aber die Auffassung der Finanz-
verwaltung. Er stellte fest, dass die Kosten
für die Heizungsanlage im direkten und
unmittelbaren Zusammenhang zur steu-
erfreien Vermietung stehen. Die Kosten

konnten daher nicht auf die Mieter umge-
legt werden; sie waren Teil des umsatz-
steuerfreien Entgelts. Die Entscheidung
des BFH basiert auf dem allgemeinen
Grundsatz, dass der Vorsteuerabzug
grundsätzlich erfordert, dass die Kosten
der Eingangsleistungen in den Preis der
besteuerten Ausgangsumsätze einfließen.
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WAS IST ZU TUN?

Vermieter sollten beachten, dass Kosten
für eine neue Heizungsanlage, die im
Zusammenhang mit der Vermietung von
Wohnraum anfallen, nicht für den Vor-
steuerabzug berechtigen. Die Umstände
des Einzelfalls sind jedoch entscheidend:
So betont der BFH, dass er nicht über
andere Fallgestaltungen, wie die des
Wärme-Contractings, entschieden hat.
Weiterhin ist vor dem BFH ein Verfahren
anhängig, welches Stromlieferungen aus
einer Photovoltaikanlage betrifft, bei
welchem sich ähnliche Fragen stellen.
Da nach einer Verfügung der Oberfinanz-
direktion Karlsruhe von 2019 Strom-

lieferungen selbstständige Lieferungen
sein sollen, ist es sehr gut möglich,
dass der BFH für den Fall der Strom-
lieferungen den Vorsteuerabzug aner-
kennen könnte. Denn auch mietrechtlich
gelten für Stromlieferungen andere
Grundsätze als fürWärmeund fürWasser-
versorgung, was die Verpflichtung des
Vermieters im Hinblick auf die vertrags-
gemäße Wohnraumüberlassung angeht.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Das in Würzburg angesiedelte Deutsche
Notarinstitut (DNotI, www.dnoti.de) ist
eine unabhängige Einrichtung, die maß-
geblich dazu beiträgt, die Qualität und
die Effizienz notarieller Dienstleistungen
zu verbessern. Das Institut wurde 1993
gegründet. Es ist ein Ableger der Bundes-
notarkammer und fungiert als wissen-
schaftlicher Thinktank und Kompetenz-
zentrum. Seit seiner Etablierung dient es
zur Weiterentwicklung des deutschen
Notariats.

Das DNotI bietet den Notarinnen und
Notaren Hilfestellung in ihrer täglichen
Arbeit. Sie können sich jederzeit mit Fra-
gen aus der Praxis an das Institutwenden.
In Einzelfallgutachten bekommen die
Notariate zu den verschiedensten Rechts-
gebieten kurzfristig kompetente und pra-
xisorientierte Unterstützung in Form von
Stellungnahmen, entlegene Fundstellen
werden durch den Literaturrecherche-
dienst erschlossen.

Gutachtensammelbände und der
DNotI-Report – der Informationsdienst
des Instituts – geben prägnant und zuver-
lässig Auskunft über aktuelle wissen-
schaftliche und besonders praxisorien-
tierte Problemfälle, eine Gutachtendaten-
bank erlaubt Notarinnen und Notaren
eine eigenständige Recherche. Die Daten-
bank enthält mehr als 38.000 Dokumente
zu den verschiedensten Rechtsgebieten.

Darüber hinaus bietet die DNotI-
Homepage aktuelle Informationen zu
Urteilen, eine Urteilsdatenbank sowie
Tools und Programme. Und last but not
least veröffentlicht das Institut einen Pod-
cast auf Spotify, in demGutachten in Dia-
logform vertont werden. Auf diese Weise
trägt das DNotI dazu bei, dass die Nota-
riate stets auf dem neuesten Stand der
Rechtsentwicklung bleiben und den sich
wandelnden Anforderungen der Gesell-
schaft gerecht werden können.

Wer im Alltag auf problemträchtige
Fälle stößt – und das ist nicht selten der
Fall –, findet mit Hilfe der verschiedenen
Dienste qualifizierte Tools zur Unterstüt-
zung. Das betrifft einerseits die Kernge-
biete notarieller Tätigkeit, wie Immobi-
lien-, Erb-, Familien- oder Gesellschafts-
recht. Andererseits aber auch entlegenere
Rechtsgebiete wie Steuerrecht oder aus-
ländisches Recht.

Fragenkönnendementsprechend etwa
Pflichtteilsansprüche nach einer Erbaus-
schlagung, aber auch Themen wie den
gesetzlichen Güterstand eines Deutschen,
der in Nigeria eine nigerianische Staats-
angehörige geheiratet hatte, betreffen.

Auch das gab es einmal: Zwei Damen
stellen erst nach 30 Jahren fest, dass sie
die falsche Wohnung bewohnen, das
heißt, sie lebten jeweils in der Wohnung,
die die andere vor 30 Jahren gekauft hatte.
Es war nun zu klären, wie dieses Problem
gelöst werden kann. Das Deutsche Nota-
rinstitut hatte zunächst zu untersuchen,
ob die Grundsätze der sogenannten falsa
demonstratio (Falschbezeichnung) an-
wendbar sind. Im Ergebnis wurde emp-
fohlen, dass die Beteiligten durch Tausch
derWohnungen den gewünschten Rechts-
zustand herstellen.

Das Notarinstitut beantwortet mehr
als 7.000 Gutachtenanfragen jährlich und
beschäftigt zu diesem Zweck 20 speziali-
sierte juristischeMitarbeiter.Die Sorge des
ehemaligen Präsidenten der Bundesno-
tarkammer Helmut Schippel, dass je-
mand „in Würzburg sitzt und keiner
anruft“, hat sich nicht bewahrheitet.

Das DNotI trägt maßgeblich dazu
bei, das Vertrauen der Bürgerinnen und
Bürger in das Notariat als wichtige
Institution des Rechtsverkehrs zu stärken.
Für Notariate ist es ein unverzichtbarer
Partner. Als Qualitätsinstanz und über
seine internationale Zusammenarbeit
stellt das Institut die Effizienz und die
Qualität notarieller Dienstleistungen
auch in Zeiten der Globalisierung und
Europäisierung des Rechts sicher.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Folge 18:
Das Deutsche
Notarinstitut

Notarinnen und Notare berichten
in dieser regelmäßig erscheinenden
Kolumne aus ihrer Praxis.

BLICK INS
IMMOBILIEN-NOTARIAT

Prof. Dr. Peter Limmer,
Notar in Würzburg


